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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im September 2020, also noch während die Kurzarbeitsentschädigungen Corona-
bedingt ausserordentlich stark beansprucht wurden, reichte Philippe Bauer (fdp, NE)
eine Motion ein, mit der er weitere administrative Hürden bei der
Kurzarbeitsentschädigung sowohl im AVIG als auch im Covid-19-Gesetz abbauen wollte.
Neu sollten das vereinfachte Verfahren zur Voranmeldung für Kurzarbeit sowie das
summarische Verfahren zur Abrechnung von KAE auch im ordentlichen Kurzarbeits-
Verfahren Anwendung finden. Zudem sollten Zuschläge für Ferien und bezahlte
Feiertage auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Monatslohn ausbezahlt
werden, was bisher im ordentlichen, nicht aber im vereinfachten Verfahren der Fall sei.
Das vereinfachte Verfahren gelte nur noch bis Ende 2020, anschliessend komme wieder
das normale Verfahren zum Zuge, das jedoch für die Unternehmen zu kompliziert und
aufwändig sei. Mit den angestrebten Änderungen solle verhindert werden, dass
Unternehmen ihren Mitarbeitenden lieber kündigten, als sie für Kurzarbeit
anzumelden.
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da das vereinfachte Verfahren nicht
genügend präzise sei, um die Ansprüche auf Kurzarbeit zu prüfen. Dieses Verfahren sei
lediglich in Ausnahmesituationen gerechtfertigt. Jedoch werde eine Verlängerung des
summarischen Verfahrens bis Ende März 2021 geprüft. Die Einschätzung des Motionärs
bezüglich der Ferienentschädigung teilte der Bundesrat überdies nicht:
Arbeitnehmenden im Monatslohn müsse weiterhin der Arbeitgebende die Löhne an
Feiertagen und in den Ferien bezahlen, entsprechend würden diese Kosten
korrekterweise nicht mittels KAE vergütet.
In der Wintersession 2020 folgte der Ständerat stillschweigend einem Ordnungsantrag
Juillard (cvp, JU), der verlangte, die Motion in der SGK-SR vorzubesprechen. Man höre
unterschiedliche Meinungen zu den Vor- und Nachteilen von solchen Änderungen,
entsprechend solle die Kommission diese umfassend beraten, argumentierte Juillard.
Diese Meinung teilten auch der Motionär, der sich mit der Überweisung einverstanden
erklärte, und der Ständerat, der sie stillschweigend guthiess. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Anfang September 2021 gab die SGK-SR bekannt, dass sie eine Aufnahme des
vereinfachten Anmeldeverfahrens und des summarischen Abrechnungsverfahrens für
KAE – wie sie im Rahmen der Corona-Pandemie angewandt wurden – ins ordentliche
Recht mit 9 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ablehne. Die Verfahren erlaubten es
nicht, festzustellen, wer Anrecht auf KAE habe. Auch ein Ferien- und Feiertagszugschlag
bei den KAE lehnte die Kommission ab, da dadurch bei Kurzarbeit mehr als 80 Prozent
des Lohns ausbezahlt würden. In der Herbstsession 2021 setzte sich der Ständerat
erneut mit der Motion auseinander, nachdem er den Vorstoss zuvor seiner Kommission
zur Vorberatung zugewiesen hatte. Philippe Bauer (fdp, NR) verwies in der Begründung
seiner Motion darauf, dass das Bundesgericht bereits eine Entschädigung für Ferien
und Feiertage durch die Arbeitslosenversicherung prüfe, weshalb er Ziffer 2 seiner
Motion zurückziehe. Er halte aber weiterhin an der Forderung nach Übernahme von
Teilen des vereinfachten Verfahrens fest (Ziffer 1). Mithilfe von Kontrollmechanismen
sollen dabei Missbräuche verhindert werden. Bundesrat Parmelin erwiderte, dass das
SECO das ordentliche Verfahren durch digitale Lösungen zu vereinfachen und den
Aufwand sowohl für die Unternehmen als auch für die Kontrollstellen zu verringern
versuche. Mit 21 zu 15 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Ständerat in der Folge
Ziffer 1 der Motion ab, die damit vollständig vom Tisch war. 2

MOTION
DATUM: 30.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2020, S. 1428
2) AB SR, 2021, S. 1077 ff.; Bericht SGK-SR vom 1.9.21
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